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5.	A nhang

Anhang

Bürgerliches Gesetzbuch (BGB)

§ 1666 Abs. 1 Gefährdung des Kindeswohls 
Wird das körperliche, geistige oder seelische Wohl des Kindes  oder sein Vermögen 
gefährdet und sind die Eltern nicht gewillt oder nicht in der Lage sind, die Gefahr 
abzuwenden, so hat das Familiengericht  die Maßnahmen zu treffen. die zur Ab-
wendung der Gefahr erforderlich sind.  .

§ 1631 Abs.2 Verbot entwürdigender Maßnahmen
Kinder haben ein Recht auf gewaltfreie Erziehung. Körperliche Bestrafungen, see-
lische Verletzungen und andere entwürdigende Maßnahmen sind unzulässig.

Sozialgesetzbuch (SGB) Achtes Buch (VIII)

§ 8a Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung
(1) Werden dem Jugendamt gewichtige Anhaltspunkte für die Gefährdung des 
Wohls eines Kindes oder Jugendlichen bekannt, so hat es das Gefährdungsrisiko 
im Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte abzuschätzen. Dabei sind die Personen-
sorgeberechtigten sowie das Kind oder der Jugendliche einzubeziehen, soweit 
hierdurch der wirksame Schutz des Kindes oder des Jugendlichen nicht in Frage 
gestellt wird. Hält das Jugendamt zur Abwendung der Gefährdung die Gewährung 
von Hilfen für geeignet und notwendig, so hat es diese den Personensorgeberech-
tigten oder den Erziehungsberechtigten anzubieten.

(2) In Vereinbarungen mit den Trägern von Einrichtungen und Diensten, die 
Leistungen nach diesem Buch erbringen, ist sicherzustellen, dass deren Fachkräfte 
den Schutzauftrag nach Absatz 1 in entsprechender Weise wahrnehmen und bei 
der Abschätzung des Gefährdungsrisikos eine insoweit erfahrene Fachkraft hinzu-
ziehen. Insbesondere ist die Verpflichtung aufzunehmen, dass die Fachkräfte bei 
den Personensorgeberechtigten oder den Erziehungsberechtigten auf die Inan-
spruchnahme von Hilfen hinwirken, wenn sie diese für erforderlich halten, und das 
Jugendamt informieren, falls die angenommenen Hilfen nicht ausreichend erschei-
nen, um die Gefährdung abzuwenden.

(3) Hält das Jugendamt das Tätigwerden des Familiengerichts für erforderlich, so hat 
es das Gericht anzurufen; dies gilt auch, wenn die Personensorgeberechtigten oder 
die Erziehungsberechtigten nicht bereit oder in der Lage sind, bei der Abschätzung 
des Gefährdungsrisikos mitzuwirken. Besteht eine dringende Gefahr und kann die 
Entscheidung des Gerichts nicht abgewartet werden, so ist das Jugendamt ver-
pflichtet, das Kind oder den Jugendlichen in Obhut zu nehmen.

(4) Soweit zur Abwendung der Gefährdung das Tätigwerden anderer Leistungsträ-
ger, der Einrichtungen der Gesundheitshilfe oder der Polizei notwendig ist, hat das 
Jugendamt auf die Inanspruchnahme durch die Personensorgeberechtigten oder 
die Erziehungsberechtigten hinzuwirken. Ist ein sofortiges Tätigwerden erforderlich 
und wirken die Personensorgeberechtigten nicht mit, so schaltet das Jugendamt 
die anderen zur Abwendung der Gefährdung zuständigen Stellen selbst ein.
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§8b 	Fachliche Beratung und Begleitung zum Schutz von 
	 Kindern und Jugendlichen
(1) Personen, die beruflich in Kontakt mit Kindern oder Jugendlichen stehen, haben 
bei der Einschätzung einer Kindeswohlgefährdung im Einzelfall gegenüber dem 
örtlichen Träger der Jugendhilfe Anspruch auf Beratung durch eine insoweit erfah-
rene Fachkraft.

(2) Träger von Einrichtungen, in denen sich Kinder oder Jugendliche ganztägig oder 
für einen Teil des Tages aufhalten oder in denen sie Unterkunft erhalten, und die 
zuständigen Leistungsträger, haben gegenüber dem überörtlichen Träger der Ju-
gendhilfe Anspruch auf Beratung bei der Entwicklung und Anwendung fachlicher 
Handlungsleitlinien

	 1. 	 zur Sicherung des Kindeswohls und zum Schutz vor Gewalt sowie

	 2. 	 zu Verfahren der Beteiligung von Kindern und Jugendlichen an 
		  strukturellen Entscheidungen in der Einrichtung sowie zu Beschwerde-
		  verfahren in persönlichen Angelegenheiten.

§ 16 Allgemeine Förderung der Erziehung in der Familie
(1) Müttern, Vätern, anderen Erziehungsberechtigten und jungen Menschen sollen 
Leistungen der allgemeinen Förderung der Erziehung in der Familie angeboten 
werden. Sie sollen dazu beitragen, dass Mütter, Väter und andere Erziehungsbe-
rechtigte ihre Erziehungsverantwortung besser wahrnehmen können. Sie sollen 
auch Wege aufzeigen, wie Konfliktsituationen in der Familie gewaltfrei gelöst wer-
den können.

(2) Leistungen zur Förderung der Erziehung in der Familie sind insbesondere
	 1.	 Angebote der Familienbildung, die auf Bedürfnisse und Interessen sowie 
		  auf Erfahrungen von Familien in unterschiedlichen Lebenslagen und Erzie- 
		  hungssituationen eingehen, die Familie zur Mitarbeit in Erziehungseinrich- 
		  tungen und in Formen der Selbst- und Nachbarschaftshilfe besser befä- 
		  higen sowie junge Menschen auf Ehe, Partnerschaft und das Zusammen- 
		  leben mit Kindern vorbereiten,

	 2.	 Angebote der Beratung in allgemeinen Fragen der Erziehung und 
		  Entwicklung junger Menschen,

	 3.	 Angebote der Familienfreizeit und der Familienerholung, insbesondere in 
		  belastenden Familiensituationen, die bei Bedarf die erzieherische Betreu- 
		  ung der Kinder einschließen.

(3) Das Nähere über Inhalt und Umfang der Aufgaben regelt das Landesrecht.

Strafgesetzbuch (StGB)

§ 171 Verletzung der Fürsorge- oder Erziehungspflicht
Wer seine Fürsorge- oder Erziehungspflicht gegenüber einer Person unter sechzehn 
Jahren gröblich verletzt und dadurch den Schutzbefohlenen in die Gefahr bringt, 
in seiner körperlichen oder psychischen Entwicklung erheblich geschädigt zu wer-
den, einen kriminellen Lebenswandel zu führen oder der Prostitution nachzugehen, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.
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UN-Kinderrechtskonvention Artikel 19
(1)	 Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Gesetzgebungs-, Verwaltungs-, 
Sozial- und Bildungsmaßnahmen, um das Kind vor jeder Form körperlicher oder 
geistiger Gewaltanwendung, Schadenszufügung oder Misshandlung, vor Verwahr-
losung oder Vernachlässigung, vor schlechter Behandlung oder Ausbeutung ein-
schließlich des sexuellen Missbrauchs zu schützen, solange es sich in der Obhut der 
Eltern oder eines Elternteils, eines Vormunds oder anderen gesetzlichen Vertreters 
oder einer anderen Person befindet, die das Kind betreut.

(2)	 Diese Schutzmaßnahmen sollen je nach den Gegebenheiten wirksame Ver-
fahren zur Aufstellung von Sozialprogrammen enthalten, die dem Kind und denen, 
die es betreuen, die erforderliche Unterstützung gewähren und andere Formen 
der Vorbeugung vorsehen sowie Maßnahmen zur Aufdeckung, Meldung, Weiter-
verweisung, Untersuchung, Behandlung und Nachbetreuung in den in Absatz 1 
beschriebenen Fällen schlechter Behandlung von Kindern und gegebenenfalls für 
das Einschreiten der Gerichte.

Niedersächsisches Gesetz über den öffentlichen 
Gesundheitsdienst (NGöGD)

§ 5 Kinder- und Jugendgesundheit 
(1) Die Landkreise und kreisfreien Städte schützen und fördern besonders die Ge-
sundheit von Kindern und Jugendlichen. Dazu sollen sie insbesondere gemeinsam 
mit Tageseinrichtungen für Kinder und Schulen zielgruppen- und lebensraumbe-
zogen auf die Prävention und auf eine gesunde Entwicklung von Kindern und Ju-
gendlichen hinwirken. 

(2) Die Landkreise und kreisfreien Städte untersuchen die Kinder rechtzeitig vor der 
Einschulung ärztlich auf gesundheitliche Beeinträchtigungen, die geeignet sind, 
die Schulfähigkeit zu beeinflussen (Schuleingangsuntersuchungen). Sie können die 
Schuleingangsuntersuchungen durch Ärztinnen und Ärzte vornehmen lassen, die 
nicht im öffentlichen Gesundheitsdienst tätig sind. Die Landkreise und kreisfreien 
Städte teilen den Erziehungsberechtigten (§ 55 des Niedersächsischen Schulge-
setzes) die Untersuchungsergebnisse für ihr Kind mit. Der aufnehmenden Schule 
werden nur die für die Schulfähigkeit bedeutsamen Untersuchungsergebnisse mit-
geteilt. Das Landesgesundheitsamt kann einheitliche fachliche Anforderungen für 
die Durchführung der Schuleingangsuntersuchungen empfehlen. 

(3) Die Landkreise und kreisfreien Städte nehmen die Aufgaben der zuständigen 
Stellen für die Zahngesundheitspflege nach § 21 Abs. 1 Satz 1 des Fünften Buchs 
des Sozialgesetzbuchs wahr.
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